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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 23. März 1964 

6 — 68070 — 5328/64 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes z,u den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften; 

hier: Besoldungsrecht in der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage die Entwürfe 
für 


— eine Verordnung des Rats zur Durchführung des Arti- 
kels 7 der Regelung der Amtsbezüge für die Mitglieder 
der Kommission, 

— eine Verordnung des Rats zur Durchführung des Arti- 
kels 7 der Regelung der Amtsbezüge für die Mitglieder 
des Gerichtshofs, 

— eine Verordnung des Rats zur Änderung der Regelung 
der Amtsbezüge für die Mitglieder der Kommission der 
EWG (EAG), 

— eine Verordnung des Rats zur Änderung der Regelung 
der Amtsbezüge für die Mitglieder des Gerichtshofs, 

— eine Verordnung des Rats zur Änderung der Verord- 
nung über die Regelung der Amtsbezüge für die Mit- 
glieder der Kommission der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (Europäischen Atomgemeinschaft), 

— eine Verordnung des Rats zur Änderung der Verord- 
nung über die Regelung der Amtsbezüge für die Mit- 
glieder des Gerichtshofs. 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 



Drucksache IV/2134 


Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Die genannten Entwürfe sind vom Rätesekretariat der Europäi- 
schen Gemeinschaften erstellt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu den genannten Entwürfen ist 
nicht vorgesehen. 

Die endgültige Beschlußfassung durch den Rat wird voraussicht- 
lich in der Sitzung vom 13./15. April 1964 erfolgen. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 


Mende 
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Verordnung Nr. . . . des Rats 

zur Durchführung des Artikels 7 der Regelung der Amtsbezüge 
für die Mitglieder der Kommission 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT 
(EUROPÄISCHEN ATOMGEMEINSCHAFT) — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der EWG 
(EAG), insbesondere auf Artikel 154 (123), sowie 
auf Artikel 20 des Protokolls über die Vorrechte 
und Befreiungen der Gemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 63 (14) über die 
Regelung der Amtsbezüge der Mitglieder der Kom- 
mission, insbesondere auf Artikel 7 — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Zur Durchführung des Artikels 7 der Verordnung 
über die Regelung der Amtsbezüge für die Mit- 
glieder der Kommission richtet das Mitglied der 
Kommission zum Zeitpunkt seines Ausscheidens aus 
dem Dienst, sodann zum 1. Januar jedes Jahres und 


ferner bei jeder Änderung seiner Bezüge an den 
Präsidenten des Organs, dem es angehörte, eine 
Erklärung über alle Bestandteile der Bezüge, die es 
für seine berufliche Tätigkeit erhält, mit Ausnahme 
der Kostenerstattungen. 

Nebeneinnahmen, die das ehemalige Mitglied bei 
der Ausübung seines Amtes als Mitglied der Kom- 
mission rechtmäßig gehabt hat, werden von dem 
Ubergangsgeld nicht in Abzug gebracht. 

Artikel 2 

Die genannte Erklärung ist ehrenwörtlich abzu- 
geben und hat vertraulichen Charakter. Die darin 
enthaltenen Angaben dürfen nur zu dem in dieser 
Verordnung vorgesehenen Zweck verwendet und 
keinem Dritten mitgeteilt werden. 

* 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


3 
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Verordnung 

zur Durchführung des Artikels 7 der Regelung der Amtsbezüge 
für die Mitglieder des Gerichtshofs 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT, 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
ATOMGEMEINSCHAFT, 

DER BESONDERE MINISTERRAT 
DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFT 
FÜR KOHLE UND STAHL — 

gestutzt auf den Vertrag zur Gründung der EWG, 
insbesondere auf Artikel 154, sowie auf Artikel 20 
des Protokolls über die Vorrechte und Befreiungen 
der Gemeinschaft, 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der EAG, 
insbesondere auf Artikel 123, sowie auf Artikel 20 
des Protokolls über die Vorrechte und Befreiungen 
der Gemeinschaft, 

gestützt auf den Vertrag über die Gründung der 
EGKS, insbesondere auf Artikel 29, sowie auf Ar- 
tikel 5, 13 und 15 des Protokolls über die Satzung 
des Gerichtshofs der Gemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung vom 12. Juni 1962 
über die Regelung der Amtsbezüge für die Mit- 
glieder des Gerichtshofs — - 

HABEN FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Zur Durchführung des Artikels 7 der Verordnung 
über die Regelung der Amtsbezüge für die Mit- 
glieder des Gerichtshofs richtet das Mitglied des 
Gerichtshofs zum Zeitpunkt seines Ausscheidens aus 
dem Dienst, sodann zum 1. Januar jedes Jahres und 
ferner bei jeder Änderung seiner Bezüge an den 
Präsidenten des Gerichtshofs eine Erklärung über 
alle Bestandteile der Bezüge, die es für eine beruf- 
liche Tätigkeit erhält, mit Ausnahme der Kosten- 
erstattungen. 

Nebeneinnahmen, die das ehemalige Mitglied bei 
der Ausübung seines Amtes als Mitglied des Ge- 
richtshofs rechtmäßig gehabt hat, werden von dem 
Ubergangsgeld nicht in Abzug gebracht. 

Artikel 2 

Die genannte Erklärung ist ehrenwörtlich abzu- 
geben und hat vertraulichen Charakter. Die darin 
enthaltenen Angaben dürfen nur zu dem in dieser 
Verordnung vorgesehenen Zweck verwendet und 
keinem Dritten mitgeteilt werden. 

* 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


4 
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Verordnung 

zur Änderung der Regelung der Amtsbezüge 
für die Mitglieder der Kommission der EWG (EAG) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT 
(EUROPÄISCHEN ATOMGEMEINSCHAFT) — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der EWG 
(EAG), insbesondere auf Artikel 154 (123), sowie 
auf Artikel 20 des Protokolls über die Vorrechte 
und Befreiungen der Gemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 63 (14) des Rats 
vom 18. Dezember 1961 über die Regelung der 
Amtsbezüge für die Mitglieder der Kommission — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Artikel 1 der Verordnung Nr. 63 (14) des Rats 
über die Regelung der Amtsbezüge für die Mit- 
glieder der Kommission der EWG (EAG) wird wie 
folgt geändert: 

„Die Mitglieder der Kommission haben vom 
Zeitpunkt der Aufnahme ihrer Amtstätigkeit bis 
zum Ablauf des Monats, in dem ihr Amt endet, 
Anspruch ..." (Rest unverändert) 


Artikel 2 


Diese Verordnung wird am 10. Januar 1962 wirk- 
sam. 


* 


Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 
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Verordnung 

zur Änderung der Regelung der Amtsbezüge 
für die Mitglieder des Gerichtshofs 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT, 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
ATOMGEMEINSCHAFT, 


gestützt auf die Verordnung vom 12. Juni 1962 
über die Regelung der Amtsbezüge für die Mit- 
glieder des Gerichtshofs — 

HABEN FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


DER BESONDERE MINISTERRAT 
DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFT 
FÜR KOHLE UND STAHL — 


gestützt auf den Vertrag zur Gründung der EWG, 
insbesondere auf Artikel 154, sowie auf Artikel 20 
des Protokolls über die Vorrechte und Befreiungen 
der Gemeinschaft, 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der EAG, 
insbesondere auf Artikel 123, sowie auf Artikel 20 
des Protokolls über die Vorrechte und Befreiungen 
der Gemeinschaft, 

gestützt auf den Vertrag über die Gründung der 
EGKS, insbesondere auf Artikel 29, sowie auf die 
Artikel 5, 13 und 15 des Protokolls über die Satzung 
des Gerichtshofs der Gemeinschaft, 


Artikel 1 

Artikel 1 der Verordnung des Rats vom 12. Juni 
1962 über die Regelung der Amtsbezüge für die 
Mitglieder des Gerichtshofs der Europäischen Ge- 
meinschaften wird wie folgt geändert: 

„Die Mitglieder des Gerichtshofs haben vom 
Zeitpunkt der Aufnahme ihrer Amtstätigkeit bis 
zum Ablauf des Monats, in dem ihr Amt endet, 
Anspruch . . (Rest unverändert) 


Artikel 2 


Diese Verordnung wird am 10. Januar 1962 wirk- 


sam. 


* 


Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied- 
staat. 
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Verordnung Nr. . . . des Rats 

zur Änderung der Verordnung über die Regelung der Amts- 
bezüge für die Mitglieder der Kommission der Europäischen 

Wirtschaftsgemeinschaft 
(Europäische Atomgemeinschaft) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT 
(EUROPÄISCHEN ATOMGEMEINSCHAFT) — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der EWG 
(EAG), insbesondere auf Artikel 154 (123), sowie 
auf Artikel 19 des Protokolls über die Vorrechte und 
Befreiungen der Gemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 63 (14) des Rates 
vom 18. Dezember 1961 über die Regelung der 
Amtsbezüge für die Mitglieder der Kommission — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Verordnung Nr. 63 (14) des Rats über die 
Regelung der Amtsbezüge für die Mitglieder der 
Kommission wird wie folgt geändert: 

a) Artikel 2 wird aufgehoben und durch folgende 
Bestimmungen ersetzt: 

„Das Monatsgrundgehalt wird wie folgt fest- 


gesetzt: *) 

Präsident 87 700 bfrs. 

Vizepräsident 79 050 bfrs. 

Kommissar 70 500 bfrs." 

9 Statt: Präsident 85 600 bfrs. 

Vizepräsident 77 150 bfrs. 

Kommissar 68 750 bfrs. 


b) Artikel 4 Absatz 2 wird aufgehoben und durch 
folgende Bestimmungen ersetzt: 

„Die Mitglieder der Kommission erhalten eine 
| monatliche Aufwandsentschädigung in Höhe 
von: 2 ) 

Präsident 17 850 bfrs. 

Vizepräsident 11 475 bfrs. 

Kommissar 7 650 bfrs." 

Artikel 2 

Die Versorgungsbezüge und Vergütungen, auf die 
bei Inkrafttreten dieser Verordnung nach den Ar- 
tikeln 7 und 20 der angeführten Verordnung ein 
Anspruch besteht, werden auf der Grundlage der 
durch diese Verordnung festgesetzten Gehälter ge- 
ändert. 

Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am 1. September 1962 in 
Kraft. 

* 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


2 ) Statt: Präsident 17 500 bfrs. 

Vizepräsident 11 250 bfrs. 

Kommissar 7 500 bfrs. 
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Verordnung Nr. . . . des Rats 
zur Änderung der Verordnung über die Regelung 
der Amtsbezüge für die Mitglieder des Gerichtshofs 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT, 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
ATOMGEMEINSCHAFT, 

DER BESONDERE MINISTERRAT 
DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFT 
FÜR KOHLE UND STAHL — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 154, sowie auf Artikel 20 des Protokolls 
über die Vorrechte und Befreiungen der Gemein- 
schaft, 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Atomgemeinschaft, insbesondere auf Ar- 
tikel 123, sowie auf Artikel 20 des Protokolls über 
die Vorrechte und Befreiungen der Gemeinschaft, 
gestützt auf den Vertrag über die Gründung der 
Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl, 
insbesondere auf Artikel 29, sowie auf die Arti- 
kel 5, 13 und 15 des Protokolls über die Satzung des 
Gerichtshofs der Gemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung der Räte vom 12. Juni 
1962 über die Regelung der Amtsbezüge für die 
Mitglieder des Gerichtshofs — 

HABEN FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Präsident 87 500 bfrs. 

Richter und Generalanwälte .... 70 500 bfrs. 
Kanzler 63 200 bfrs. 


b) Artikel 4 Absätze 2 und 3 wird aufgehoben und 
durch folgende Bestimmungen ersetzt: 

„(2) Die Mitglieder des Gerichtshofs erhalten 
eine monatliche Aufwandsentschädigung in Höhe 


von: 2 ) 

Präsident 17 850 bfrs. 

Richter und Generalanwälte .... 7 650 bfrs. 

Kanzler 7 025 bfrs. 


(3) Die Kammerpräsidenten erhalten ferner für 
die Dauer ihrer Amtszeit eine Dienstaufwands- 
entschädigung in Höhe von 10 200 bfrs. monat- 
lich. 3 )" 

Artikel 2 

Die Versorgungsbezüge und Vergütungen, auf die 
bei Inkrafttreten dieser Verordnung nach den Ar- 
tikeln 7 und 20 der angeführten Verordnung ein An- 
spruch besteht, werden auf der Grundlage der durch 
diese Verordnung festgesetzten Gehälter geändert. 


Artikel 


Artikel 3 


Die Verordnung über die Regelung der Amts- 
bezüge für die Mitglieder des Gerichtshofs wird wie 
folgt geändert: 

a) Artikel 2 wird aufgehoben und durch folgende 
Bestimmungen ersetzt: 

„Das Monatsgrundgehalt wird wie folgt festge- 
setzt: *) 


9 Statt: Präsident 85 600 bfrs. 

Richter und Generalanwälte 68 750 bfrs. 

Kanzler 61 600 bfrs. 


Diese Verordnung tritt am 1. September 1962 in 
Kraft. 


* 


Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


L> ) Statt: Präsident 17 500 bfrs. 

Richter und Generalanwälte 7 500 bfrs. 

Kanzler 6 875 bfrs. 

:1 ) Statt: 10 000 bfrs. monatlich. 
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